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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Der Nationalrat lehnte es in der Frühjahrssession 2021 ab, ein Rahmengesetz für eine
schweizweite familienergänzende Kinderbetreuung zu schaffen, wie dies eine Motion
von Adrian Wüthrich (sp, BE) verlangt hätte, die nach Ausscheiden des SP-Vertreters
aus dem Rat von dessen Walliser Parteikollege Mathias Reynard übernommen worden
war. Konkret sollte der Bund zusammen mit den Kantonen und Gemeinden verpflichtet
werden, ein flächendeckendes und bezahlbares Angebot an ausserfamiliärer
Kinderbetreuung bereitzustellen. Im Nationalrat fand der Vorstoss neben der
ungeteilten Zustimmung der Ratslinken auch die Unterstützung der geschlossenen GLP-
Fraktion sowie einer Minderheit der Mitte-Fraktion. Die so erlangten 85 Stimmen
reichten jedoch nicht aus gegen die 98 ablehnenden Stimmen der bürgerlichen
Mehrheit. Fünf FDP-Nationalrätinnen und Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) enthielten
sich der Stimme. Auch der Bundesrat hatte sich im Vorfeld gegen den Vorstoss
ausgesprochen, da er ihn als nicht vereinbar sah mit der subsidiären Rolle, die dem
Bund in diesem Bereich zukommt. 1
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